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§ 47
(1) Das Staatliche Vertragsgericht hat den Beschluß 

über die Festsetzung des Zwangsgeldes oder über die 
Einleitung eines Zwangseinziehungsverfahrens oder 
den Pfändungs- und Überweisungsbeschluß aufzuheben, 
wenn die Handlung oder Leistung zum Zeitpunkt der 
Zustellung des Beschlusses bereits durchgeführt war.

(2) Das Staatliche Vertragsgericht hat von der Fest­
setzung des Zwangsgeldes abzusehen oder den Beschluß 
über die Festsetzung aufzuheben, wenn die Handlung 
aus einem wichtigen Grund unterblieben ist oder ver­
zögert wurde.

(3) Für die Durchsetzung von Entscheidungen ist das 
Zentrale Staatliche Vertragsgericht oder das Bezirks­
vertragsgericht zuständig, bei dem die Entscheidung 
ergangen ist.

§ 48
Das Staatliche Vertragsgericht kann Vertragsstrafen­

forderungen, die im Schiedsverfahren wegen Verjäh­
rung oder wegen fehlender, verspäteter oder nicht 
ordnungsgemäßer Mängelanzeige dem anderen Ver­
tragspartner nicht zugesprochen werden können, zu­
gunsten des Staatshaushalts einziehen.

VII.
Nachprüfung von Entscheidungen

§ 49
Der Vorsitzende des Staatlichen Vertragsgerichts ist 

verpflichtet, die Einheitlichkeit der Spruchtätigkeit des 
Staatlichen Vertragsgerichts unter Wahrung der soziali­
stischen Gesetzlichkeit zu sichern.

§ 50
(1) Die Partner und ihre übergeordneten Organe 

können beim Vorsitzenden des Staatlichen Vertrags­
gerichts gegen Schiedssprüche der Bezirksvertrags­
gerichte Einspruch einlegen.

(2) Der Einspruch ist innerhalb von 2 Wochen nach 
Zustellung des Schiedsspruchs, zweifach beim Vorsitzen­
den des Staatlichen Vertragsgerichts einzureichen. Die 
Frist ist mit der Übergabe des Einspruchs an die Post­
anstalt gewahrt.

(3) Der Einspruch hat zu enthalten:
1. die Bezeichnung des Bezirksvertragsgerichts, das 

den Schiedsspruch erlassen hat, und das Akten­
zeichen des Schiedsspruchs;

2. die Darstellung, aus welchen Gründen nach Auf­
fassung des Antragsberechtigten der Schiedsspruch 
gegen die im sozialistischen Recht enthaltenen 
Grundsätze der Wirtschaftspolitik verstößt;

3. die Unterschrift des Vertretungsberechtigten des 
Partners oder des übergeordneten Organs.

§ 51
(1) Der Vorsitzende des Staatlichen Vertragsgerichts 

hat auf Grund des Einspruchs ein Nachprüfungsverfah­
ren anzuordnen, wenn nach dem Ergebnis der Über­
prüfung der Schiedsspruch den im sozialistischen Recht 
enthaltenen Grundsätzen der Wirtschaftspolitik wider­
spricht und dem betroffenen Partner schwerwiegende 
Nachteile entstehen.

(2) Gibt der Vorsitzende des Staatlichen Vertrags­
gerichts dem Einspruch nicht statt, so hat er dem An­
tragsteller die Gründe der Ablehnung schriftlich mit­
zuteilen.

§ 52
(1) Der Vorsitzende des Ministerrates kann im Rah­

men der allgemeinen Dienstaufsicht den Vorsitzenden 
des Staatlichen Vertragsgerichts zur Durchführung eines 
Nachprüfungsverfahrens anweisen.

(2) Der Vorsitzende des Volkswirtschaftsrates, der 
Vorsitzende des Landwirtschaftsrates beim Minister­
rat, die Minister und die Staatssekretäre mit eigenem 
Geschäftsbereich sowie die Leiter zentraler gesellschaft­
licher Organisationen können innerhalb von 3 Monaten 
nach Zustellung der Entscheidung an die Partner beim 
Vorsitzenden des Staatlichen Vertragsgerichts die An­
ordnung eines Nachprüfungsverfahrens verlangen, so­
weit durch die Entscheidung Betriebe und Einrich­
tungen ihrer Bereiche betroffen sind. Das Verlangen 
ist ausgeschlossen, wenn wegen der gleichen Entschei­
dung Einspruch gemäß § 50 durch den Partner oder sein 
übergeordnetes Organ eingelegt worden ist.

(3) Der Vorsitzende des Staatlichen Vertragsgerichts 
kann ein Nachprüfungsverfahren auch unabhängig von 
einem Verlangen oder einem Einspruch anordnen.

§ 53
(1) Das Nachprüfungsverfahren wird vom Vorsitzen­

den des Staatlichen Vertragsgerichts durch Verfügung 
angeordnet. In der Verfügung wird bestimmt, ob der 
Vorsitzende des Staatlichen Vertragsgerichts die Nach­
prüfung selbst durchführt oder durch eine von ihm 
eingesetzte Nachprüfungskommission durchführen läßt.

(2) Die Nachprüfu'ngskommission setzt sich aus drei 
zur Entscheidung befugten Mitarbeitern des Staatlichen 
Vertragsgerichts oder aus einem zur Entscheidung be­
fugten Mitarbeiter und zwei vom Vorsitzenden des 
Staatlichen Vertragsgerichts ernannten Schiedsrichtern 
zusammen. Die namentliche Besetzung der Nachprü­
fungskommission wird vom Vorsitzenden des Staat­
lichen Vertragsgerichts bestimmt.

(3) Im Nachprüfungsverfahren kann ohne mündliche 
Verhandlung entschieden werden.

(4) Die Entscheidungen der Nachprüfungskommission 
werden erst mit der Bestätigung durch den Vorsitzen­
den des Staatlichen Vertragsgerichts wirksam.

§ 54
(1) Das Nachprüfungsverfahren wird mit einem be­

gründeten Beschluß beendet.

(2) Mit dem Beschluß ist die der Nachprüfung unter­
liegende Entscheidung zu bestätigen, abzuändem oder 
bei gleichzeitiger Zurückverweisung des Streitfalles zur 
erneuten Verhandlung und Entscheidung aufzuheben. 
Die Zurückverweisung soll erfolgen, wenn das Schieds­
verfahren der weiteten umfassenden Sachaufklärung 
bedarf.

(3) Eine im Nachprüfungsverfahren ergangene Ent­
scheidung kann nicht erneut nachgeprüft werden. Das 
gilt nicht für die Anweisung des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates gemäß § 52 Abs. 1.


